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Buch


1998 erschien das Buch Gegenfeuer des Soziologen Pierre Bourdieu. Die radikale Neoliberalismus-Kritik wendet sich gegen die Zerstörung sozialer Errungenschaften und der europäischen Zivilisation. Bourdieu plädierte für eine Ökonomie des Glücks. Tobias Kröll ließ sich unmittelbar von Bourdieus Kritik anregen. In diesem Band sind erstmals verschiedenste Texte und Erinnerungen aus 25 Jahren zusammengefasst, von einem Leserbriefstreit mit Boris Palmer über einen Vortrag beim ATTAC-Gründungskongress in Berlin bis zu einer von Tobias Kröll initiierten Petition an den Deutschen Bundestag.


Diese Interventionen „spiegeln auf immer noch erfrischende Weise den von Bourdieu in persona vorgelebten Habitus eines hochgradig selbstreflexiven intellektuellen Eingreifens in die sich je konkret manifestierenden gesellschaftlichen Fragen und politischen Debatten“ (Franz Schultheis).





Vorwort von Franz Schultheis1



Vor 25 Jahren veröffentlichte Pierre Bourdieu in der von ihm kurz zuvor gegründeten Edition Raisons d’Agir eine kleine Sammlung an öffentlichen Interventionen in Interviews, Reden oder Essays zu unterschiedlichsten gesellschaftlichen Fragen. Er wandte sich hier in der Rolle eines neuen Typus der Sozialfigur des „Intellektuellen“ an die Öffentlichkeit, bei dem dezidiert Abstand von dem bis dahin vorherrschenden Bild eines „totalen Intellektuellen“, inkarniert in Jean-Paul Sartre, Abstand genommen wurde, indem er diesem den realutopischen Entwurf eines kollektiven, auf wissenschaftlicher Expertise basierenden politischen Engagements entgegensetzte. Dieser Idee eines von Beginn an interdisziplinär und international orientierten „kollektiven Intellektuellen“ schloss sich spontan eine beachtliche Zahl an Zeitgenossen an, die Bourdieus radikale Kritik am neoliberalen Weltbild teilten. Zu diesen Mitstreitern gehörte von Beginn an auch der Autor der hier vorgelegten sozialtheoretischen und gesellschaftspolitisch engagierten Interventionen: Tobias Kröll.


Anknüpfend an die sich jetzt zum 25. Male jährende Bourdieu’sche „Erfindung“ eines neuen Stils intellektueller Praxis, aber auch an die heute offenkundige enorme Aktualität und Brisanz der von diesem Soziologen vorgelegten Diagnosen spätkapitalistischer Unterminierungen zivilisatorischer Errungenschaften – allen voran die in einem langen historischen Prozess durch die Arbeiterbewegungen der westlichen Länder erstrittenen sozialstaatlichen Sicherungen – lässt der Autor in diesem Bändchen dieses Vierteljahrhundert historischer Transformationen anhand seiner eigenen öffentlichen Interventionen Revue passieren. Sie spiegeln auf immer noch erfrischende Weise den von Bourdieu in persona vorgelebten Habitus eines hochgradig selbstreflexiven intellektuellen Eingreifens in die sich je konkret manifestierenden gesellschaftlichen Fragen und politischen Debatten. Als der für die deutschsprachigen Übertragungen der in der Reihe Raisons d’Agir2 erschienenen Bände Verantwortliche, kann ich nur bedauern, dass diese kleine Textsammlung nicht durch andere wahlverwandte Beiträge wie jene von Bourdieu selbst oder jene von Serge Halimi oder Loïc Wacquant „gerahmt“, sondern mangels dieser Gelegenheit vom Autor in Eigenregie separat präsentiert werden.


Dass Tobias Kröll mit der Veröffentlichung seiner im Laufe der Jahre sukzessive auf Papier gebrachten Stellungnahmen zu politischen Fragen unterschiedlichster Provenienz nicht schon früher startete, dürfte sich zum guten Teil den oft schwierigen materiellen Existenzbedingungen und prekären Lebenslagen, die ihn über Jahre begleiteten, geschuldet sein, nicht minder aber auch einem für Bildungsaufsteiger mit einem zum guten Teil autodidaktisch erworbenem theoretischen Gepäck kennzeichnenden Habitus der Selbstbescheidung und der mit ihr so oft einhergehenden relativen Randständigkeit in einem meist von mit hohem kulturellen und symbolischen Kapital ausgestatteten akademischen Platzhirschen dominierten intellektuellen Diskursfeld zuzuschreiben sein. Aber auch wenn er sich durch die hier immer wieder zu spüren bekommene gläserne Decke der an ihrer eigenen Legitimität systematisch zweifelnden Bildungsaufsteiger allzu sehr „bedeckt“ hielt, dennoch passte er, von seinem Engagement her, ganz und gar zu der von Bourdieu propagierten Vorstellung vom „kollektiven Intellektuellen“, dessen Engagement nicht primär der narzisstischen Selbstinszenierung, sondern ganz der politischen Sache dient.


Hier sei auch daran erinnert, dass Raisons d’Agir aufs Engste mit einer politisch engagierten Assoziation von Forschern verknüpft war und die AutorInnen, die ihre Beiträge grundsätzlich ohne Honorar bereitstellten, über dieses Kollektiv selbst aktiv die Linie dieser Buchreihe mitbestimmten. Diese Orientierung wurde gleich zu Beginn darüber definiert, dass Raisons d’Agir immer den aktuellen Forschungsstand betreffend politischer Fragen und sozialer Probleme präsentieren sollte. Zu diesem Anspruch kam hinzu, dass die publizierten Büchlein „zugleich sehr chic und radikal“, nicht mit einem „Gewerkschaftsbulletin“ zu verwechseln sein sollten, „nüchtern, bescheiden, gut in die Jackentasche passend und preiswert“ sein sollten (s. „À contre-pente : entretien avec Pierre Bourdieu“, Vacarme, n° 14, 2001).


Erinnert sei auch daran, dass die Idee zu dieser Form intellektuellen Engagements nicht aus Kopfgeburten eines Schreibtischtäters entstammte, sondern sich direkt als Konsequenz aus einer von Bourdieu geleiteten kollektiven Forschung zum Thema „Das Elend der Welt“ ergab, eine Studie, in der sich die dann wenige Jahre später von Bourdieu in seinen Gegenfeuern vorgelegte Gesellschaftskritik weitgehend angelegt findet. Wie aktuell und dringlich diese Verknüpfung von vorbehaltloser Gesellschafts- und Zeitdiagnose und darauf aufbauender eingreifender öffentlicher Diskurse angesichts der 25 Jahre später mehr denn je offenkundigen Widersprüche unserer kapitalistischen Gesellschaften heute wäre, bedarf eigentlich keiner besonderen Begründung. Tobias Kröll hat auf seine Weise anhand der sich ihm stellenden politischen und sozialen Fragen den spezifischen Anspruch dieser Form engagierter wissenschaftlicher Reflexion konsequent fortgeschrieben.





1 Seniorprofessor für Soziologie der Kunst und der Kreativarbeit an der Zeppelin-Universität Friedrichshafen.


2 Die nach dem Tod Bourdieus bald eingestellt werden musste, während die französische Edition fortexistiert.




Einleitung: „Immer mehr Menschen leiden unter Stress, Burnout und psychischen Problemen“


Im Jahr 1998 erschien Pierre Bourdieus Buch „Gegenfeuer“3. Der Soziologe wollte mit dieser kompakten Sammlung von Texten, Reden und Interviews politisch eingreifen und damit seinen Beitrag leisten, den gesellschaftlichen Widerstand buchstäblich zu befeuern. Widerstand gegen die Zerstörung sozialer Errungenschaften, Widerstand gegen die Zerstörung des ganzen positiven Potenzials4 der europäischen „Zivilisation“5 durch die Folgen der politischen Umsetzung des Neoliberalismus und der modernen Wirtschaftstheorie. Die Orientierung der Politik an der Ideologie des Neoliberalismus führt zu vermehrtem persönlichem Leid und zerstört im Laufe der Zeit die sozialen Grundlagen der Gesellschaft6. Das liegt schon darin begründet, dass im Kern des vorherrschenden „Liberalismus“7, sinnvolle liberale Werte einseitig gewichtet und der Logik des (Hightech-)Kapitalismus8, sowie ihrer „normativen Kraft“ unterworfen werden.


Nach 25 Jahren stellt sich die Frage, was von Bourdieus Kritik und seinen Anregungen bleibt. Wichtig bleibt auf jeden Fall der Ansatz der „kollektiven Intellektuellen“9 mit dem Ziel einer „Ökonomie des Glücks“ jenseits kapitalistischer System- und Verwertungszwänge.


Ansonsten kann ich die Frage „was bleibt?“ vor allem für mich zu beantworten versuchen. Antworten, in einer Zeit der spürbaren Klimakrise mit Erfahrungen exponentiellen Wachstums (was das menschliche Alltagsdenken überfordert), Internet, Smartphones, künstlicher Intelligenz, weltweiten Kriegen und Krieg in Europa.


Von Bourdieus „Gegenfeuer“ ließ ich mich 1998 anregen, hielt im Herbst 2001 einen Vortrag beim ATTAC-Gründungs-Kongress in Berlin zum nötigen Paradigmenwechsel und orientierte fortan einen großen Teil meines politischen und wissenschaftlichen Engagements daran, verwendete Bourdieus analytische Werkzeuge und kombinierte sie mit dem Orientierungsansatz der kritischen Psychologie (vgl. Menschen und soziale Unsicherheit/ARCP). Mein gesamtes Hauptstudium in Erziehungswissenschaften (1999–2003) wurde von einer Aussage Bourdieus geprägt: Die Menschen aus den Sozialwissenschaften und der Sozialarbeit werden für gewöhnlich nur gerufen, um das Geschirr zu kitten, dass die Ökonomie zerschlagen hat. Es sei höchste Zeit, auf einer anderen Ebene einzugreifen. So lautet der Titel meiner Diplomarbeit (2003) folgerichtig „Neoliberalismus und Soziale Arbeit“. In diesem Buch habe ich erstmals die meisten meiner Texte, die „irgendwie durch Gegenfeuer beeinflusst wurden“, zusammengefasst. (Die Texte können einzeln oder nacheinander gelesen werden. Chronologisch stehen die beiden Vorträge im Anhang vor der Rodenstock-Rezension.)


Mein persönliches Fazit: Das „neoliberale Einheitsdenken“ wirkt deshalb so stark, weil es „Weltbild-Charakter“ hat („Mercato-Zentrismus: „Chancen für Alle im Raubtierkäfig“). Dieses Denken baut nicht nur auf einer (rational kritisierbaren) Theorie auf, sondern auf einem wesentlich tiefer liegenden markt-zentrierten Weltbild10, das sich über Jahrhunderte etabliert hat und in seiner gesellschaftlichen Tiefe dem geozentrischen Weltbild vor der kopernikanischen Wende gleicht. Dieses Weltbild ist vielfach mit dem realen Wirtschaftssystem verflochten („Kapitalismus als kulturelles Kapital“). Entsprechend groß sind die Widerstände „des Systems“ und derjenigen Individuen und Gruppen, die davon profitieren.


Es ist für engagierte, kritische Menschen wichtig, sich mit anderen auszutauschen und den so wichtigen Ausgleich zu belastenden Dingen zu schaffen.


„Immer mehr Menschen leiden unter Stress, Burnout und psychischen Problemen“


Den Kommentar zum Thema las ich am ersten Weihnachtsfeiertag 2022 in einer Zeitung, passenderweise in einer psychosomatischen Klinik am Rande des Südschwarzwalds. Knapp zwei Wochen zuvor war ich in der Hans-Carossa-Klinik in Stühlingen zum Auskurieren der Folgen meines Burnouts angekommen.


Viele Geschichten meiner Mit-Patientinnen* ähnelten sich und ich musste an Pierre Bourdieus Warnungen in Gegenfeuer denken. Neoliberale Politik wirke gesellschaftlich wie das AIDS-Virus. Sie greife die Abwehrmechanismen der Gesellschaft an, so Bourdieu in einem SPIEGEL-Interview11. „Was wird auf lange Zeit an gesellschaftlichen und sozialen Kosten auflaufen, gerechnet in Entlassungen, Krankheiten, Selbstmorden, Alkoholismus, Drogenkonsum, familiärer Gewalt?“ (Gegenfeuer, S. 48)


Dazu passend hatte schon im September 1982 (!) der noch amtierende Bundeskanzler Helmut Schmidt – anlässlich der der Ankündigung der „geistigmoralischen Wende“ Helmut Kohls12 – vor der Hinwendung zur „Ellenbogen-Gesellschaft“ gewarnt!13 Das ökonomische Grundsatzpapier zur „geistig-moralischen Wende“ hatte Hans Tietmeyer geschrieben („Artikel 28“), vor dessen Vorstellungen auch Bourdieu in Gegenfeuer warnt.


Die dahinterstehende „Theorie“ und die entsprechende Politik vergessen, in ihrem „Kurzfrist-Denken“, soziale Folgen und Folgekosten zu berücksichtigen, die das individuelle Wohlbefinden einerseits und den Zusammenhalt der Gesellschaft andererseits betreffen. Durch neoliberales Denken und neoliberale Politik wird auch eine fatale Entwicklung gestärkt, die Max Horkheimer und Theodor W. Adorno die „Dialektik der Aufklärung“ nennen, ein Rückschritt, der schon „in die Institutionen der Gesellschaft“ eingewoben ist. Um solch einem Problem begegnen zu können, ist ständige Reflexion nötig. Sonst ist das Schicksal der „Aufklärung“ besiegelt. Fragend gehen wir voran!14


Bourdieu wies hinsichtlich der modernen Wirtschaftstheorie auf dieses Problem hin.15 Daher brauche man eine vollkommen neue Wirtschaftswissenschaft, eine „Ökonomie des Glücks“, die soziale und gesellschaftliche Folgekosten berücksichtige. Der ökologische Gedanke war in Bourdieus Kritik im Vergleich zum Sozialen nicht im Fokus, ist aber implizit enthalten, wenn es um eine verantwortungsvolle ökonomische Theorie geht. Viel ist heute von „neuer Aufklärung“ die Rede. Der Club of Rome plädiert dafür, bei einer „neuen Aufklärung“ Ideen „östlichen Denkens“ zu integrieren. Ein gelungenes Beispiel für solch einen Brückenschlag ist die Philosophie Thich Nhat Hanhs („Intersein und Engagement“). Thich Nhat Hanh gilt als „heimlicher Held“ des Pariser Klima-Abkommens16 und hatte schon Anfang der 1970er Jahre die erste große Umweltkonferenz im französischen Menton mit initiiert. Auch bietet er – mit seiner Philosophie des Interseins und „Alltags-Meditationen“ – Praktiken zur Förderung der Resilienz.


Schon vor 1998 hatte ich angefangen, das Denken und die Argumentation „der Neoliberalen“ verstehen zu wollen. 1997 war ich in Madrid beim zweiten intergalaktischen Treffen gegen den Neoliberalismus und für eine menschliche Gesellschaft, das die mexikanischen Zapatistas angeregt hatten. Seit 1992 engagierte ich mich im Nicaragua-Arbeitskreis der evangelischen Studierendengemeinde in Tübingen und schrieb gelegentlich den Kommentar für das Mitteilungsblatt ESG-Info, das immer in den Mensen auslag. Mit plumpen Attacken und Beschimpfungen könne ich niemanden erreichen, meinte die Studierenden-Pfarrerin damals zu mir. Sie hatte auch Wirtschaft studiert. Ich kanalisierte meine Wut und wollte verstehen, wie Neoliberale denken und argumentieren.


Linke bzw. „sozialistische“ Alternativen hatten sich im 20. Jahrhundert weltweit nicht besonders mit Ruhm bekleckert, auch wenn es z.B. in Nicaragua durchaus große Erfolge im sozialen Bereich gab. Auch wurden soziale Alternativen, wie die nicaraguanische Revolution, durch militärische Angriffe buchstäblich torpediert (Iran-Contra-Affäre). Wie hätte sich das Land ohne diese Angriffe und andere Einmischungen entwickelt?17 Für einen der wichtigsten Impulse weltweit gegen das neoliberale Einheitsdenken halte ich die Anregungen der zapatistischen Bewegung seit dem 1. Januar 1994.


Der wirtschaftliche Liberalismus wirkt laut Bourdieu im Westen als „konservative Revolution“ subtiler als die offensichtlichen Revolutionen und durch die Veränderungen der Rahmenbedingungen in weiten Bereichen „unmerklich wie die Kontinentaldrift“ (Gegenfeuer: 117). Die Folgen sind heute wohl zu spüren; vor Ort beim Arztbesuch, beim Bahnfahren, bei der Wohnungssuche, bei der Arbeit, bei der globalen Finanzkrise.


Der „theoretische Neoliberalismus“ kann als das „Betriebssystem“ des Hightech-Kapitalismus bezeichnet werden. In ihrer narzisstischen Arroganz und Überheblichkeit nach dem „Ende der Geschichte“, haben die (Wirtschafts-)Liberalen übersehen, dass an liberalisierten Weltmärkten Diktaturen jeglicher Couleur Wettbewerbsvorteile gegenüber Demokratien haben. Sie müssen sich nicht um Arbeitnehmerinnen*-Rechte kümmern. „Dieser Ideologie, die ein schlicht und einfach konservatives Denken unter dem Deckmantel reiner Vernunft präsentiert, gilt es vernünftige Gründe, Argumente, Widerlegungen, Beweise entgegenzusetzen, kurzum: es gilt wissenschaftliche Arbeit zu leisten“ (Gegenfeuer, S. 62).


Wirtschaftstheoretische Ausgangsbasis meines Engagements gegen den Neoliberalismus war ein Seminar zu Entwicklungsökonomie an der Universiteit van Amsterdam im Herbst 1998, mit der „Live-Auseinandersetzung“ mit der damaligen Brasilien-Krise und der buchstäblich „a-sozialen“ Politik des Internationalen Währungsfonds. Meine Kronzeugen waren die neoliberalen Ökonomen Jeffrey Sachs und Milton Friedman. Ich bin der Überzeugung, dass es eigentlich genug Beweismaterial gibt, das es nahelegen würde, die damaligen Entscheidungsträger des Internationalen Währungsfonds (IWF) vor einem internationalen Gericht wegen des Verstoßes gegen die Menschenrechte der UN-Charta anzuklagen (vgl. dazu: Artikel 28 – „So ist halt die Welt“).


Ich ging aber auch mit Bourdieu davon aus, dass die Mehrzahl der (Neo-) Liberalen nicht etwas Böses will, sondern dass sie ganz banal einer Ideologie folgen, die sie tatsächlich für die Blaupause der bestmöglichen aller Welten halten („Soziodizee“, Gegenfeuer, S. 45) und die durch eine mathematisch formulierte Wirtschaftstheorie legitimiert wird. Um ihre „bestmögliche Welt“ durchzusetzen, wurde von Neoliberalen bewusst die Schaffung von „Sachzwängen“ als Strategie in den Blick genommen („Diktat der leeren Kassen“18). Hinsichtlich der vermeintlich besseren Privatisierung der Rente wurden in aller Überheblichkeit Wählerinnen* getäuscht („elektorale Rücksichtnahme“19). (Neo-)Liberale wähnten sich mit ihrer Ideologie nach 1989 vollkommen arrogant und narzisstisch als endgültige Sieger am „Ende der Geschichte“.20 In Zeiten von „Fake-News“, Corona-Lockdown-Verwerfungen und Klima-Leugnerinnen* spielt diese maßlose narzisstische Arroganz und Selbst-Überschätzung heute den Feinden der Demokratie in die Hände!


Schon zu Beginn meines Engagements gegen den Neoliberalismus musste ich erkennen, dass gute Argumente oft nicht ausreichen. Meine ersten „öffentlichen Gehversuche“ zur Neoliberalismus-Kritik im Anschluss an Bourdieu machte ich im Januar 2000 im Tübinger Schwäbischen Tagblatt. Ich hatte einen Leserbriefstreit mit Boris Palmer, dem damaligen Sprecher der Hochschulgruppe der Grünen. Auf meine Argumente ging er gar nicht in der Sache ein und argumentierte mit neoliberalen Phrasen und halbgaren Lösungsvorschlägen. Ein höherer Benzinpreis durch eine Öko-Steuer sei letztlich der Kern einer langfristigen Politik, die Ursachen und nicht Symptome bekämpft.21


„Erst die Fakten, dann die Moral“, so heißt ein Buch Palmers. Ich erinnere mich an den 1961 von einer Tagung in Tübingen ausgehenden „Positivismus-Streit“ zwischen „liberalen“, Wissenschaftlern, wie Karl Popper, und den Vertretern der kritischen Theorie der Frankfurter Schule. Poppers in Thesen gegliederten Eingangs-Vortrag finde ich sehr lesenswert. Ein reflexhaftes Freund-Feind-Denken kann meines Erachtens nicht zu einer nachhaltigen Weiterentwicklung beitragen und entscheidend ist immer die tatsächliche Praxis.


Was Adorno im Nachklang „den Positivisten“ vorwarf, war, dass sie behaupten, die reine Wirklichkeit zu betrachten, aber vergessen, dass sie diese schon durch eine bestimmte Brille anschauen, die „vor-wissenschaftlich“ ist.22 Palmers „Fakten“ spiegeln letztlich auch positivistisches Denken. Solche unreflektierten „Positivisten“ können sich übrigens auch bei den Anhängerinnen* kritischer Theorien finden!


Was bleibt und was ist die Lösung? Keine Panik! Handeln!


Beim Weltwirtschaftsforum 2019 in Davos sagte die Klima-Aktivistin Greta Thunberg „den Erwachsenen“, dass sie möchte, dass diese (nur einmal) die Panik spüren, die sie tagtäglich anlässlich des Klimawandels spürt23. Panik ist kein guter Ratgeber als dauerhafte Grundlage für nachhaltiges Handeln. Greta Thunberg ging es auch nicht um panisches Handeln, sondern um Angst als eine wichtige Emotion, die als Impuls am Anfang von rationalem Handeln steht.24


Angst ist eine sinnvolle Emotion, die aber nicht lähmen darf. Wenn nicht Panik oder Triebe der innerste Antrieb für konstruktives politischen Handeln sein sollten, was ist es dann? Den Zeitungs-Kommentar zu Stress und Burnout las ich an Weihnachten, dem Fest der Liebe.


Ist nicht die Liebe der Kern menschlichen Daseins, der innerste moralische Antrieb persönlichen und politischen Handelns? Die Liebe zur Welt, zur Umwelt, zu Menschen und letztlich zu den Geheimnissen des Universums, die mit der Quantenphysik nur annäherungsweise entschlüsselt werden können.


„Don‘t panic“, keine Panik, heißt ein bekannter Satz aus Douglas Adams’ „fünfteiliger Trilogie“. Im ersten Band Per Anhalter durch die Galaxis lautet die Antwort auf die Frage „nach dem Leben, dem Universum, und dem ganzen Rest“ bekanntlich 42. Dies wird von vielen Menschen nachgeplappert, oft ohne die Hintergründe und Zusammenhänge zu kennen. Aber im Ernst: 42 ist nicht einmal im Roman im ironischen Sinne die Lösung. Da kann ein Super-Computer noch so viele Millionen Jahre rechnen.


Wenn am Anfang etwas mit den Grundannahmen nicht stimmt – wie auch bei der „modernen Wirtschafstheorie“ – kann kein brauchbares Ergebnis herauskommen.


So wird im zweiten Band (Das Restaurant am Ende des Universums) ein Missverständnis aufgeklärt. Demnach ist die Lösung auf die Frage nach dem Leben, dem Universum und dem ganzen Rest gleich der Antwort auf die Frage „wieviel ist neun multipliziert mit sechs?“25 Die sich daraus ergebende Antwort stimmt aber auch nicht, denn sie folgt stur der gleichen mathematischen Logik (auf der die erste Lösung 42 basiert), genauso wie die Mainstream-Wirtschaftstheorie oder die „Mainstream-Klimaschutz-Politik“ oder eine vermeintlich „soziale Marktwirtschaft“.


Das falsche Ergebnis im Roman weißt auf den Kern des Problems hin. Es geht um die zugrundeliegende Logik des Systems und es weist darauf hin, dass es darauf ankommt, was für Menschen am Anfang der Geschichte oder der Theorie stehen.


In Systemen handeln immer Menschen. Daher ist es wichtig (auch im persönlichen Umfeld) Systeme anzustreben, zu etablieren (und immer wieder zu reflektieren), die „pro-sozial-ökologisches Handeln“ fördern. Letztlich führt das Reflektieren darüber in erster Linie nicht zu idealen „Systemen“ oder Plänen zur Überwindung von Systemen, sondern zu „je mir“:


Wie verhalte ich mich im täglichen Leben, in Systemen, in Konflikten, im jeweiligen Augenblick? Ich muss mit meinem Denken, Reden und Handeln vor mir selber geradestehen können. Dies kann keine noch so gute Theorie vorgeben. Theorien können allenfalls die notwendigen Rahmenbedingungen skizzieren, die ein „pro-soziales“ und „pro-ökologisches Verhalten“ möglichst vieler Menschen fördern, wie der Ansatz der Soziokratie.26 Der wirtschaftliche „Real-Liberalismus“ versagt in der Praxis ebenso wie real-sozialistische Plan- und Klüngelwirtschaft! Im sozialen Bereich gilt es besonders die Verteilung von Lasten und Profiten zu beachten, hinsichtlich der Produktion gesellschaftlicher Werte und der Belastungen. So berücksichtigt „der Markt“ nie die tatsächliche Nachfrage der Menschen (z.B. nach lebensnotwendigem Grundbedarf oder Malaria-Medikamenten), sondern immer und ausschließlich nur die kaufkräftige Nachfrage!


„Wir“ brauchen kein weiteres Verdrängen von Problemen! Wir brauchen keine dauerhafte Panik! Wir brauchen keine lähmende Angst, egal was passiert und das ist schwierig genug, angesichts der aktuellen Probleme. Eine vernünftige Kombination von rationalem Denken und vernünftigem Fühlen möglichst vieler Menschen ist nötig für eine sozial-ökologische Entwicklung! Das eine erdet das andere. Als Orientierung zum Ausbalancieren des persönlichen Lebens und Handelns halte ich die „Vier-in-einem-Perspektive“ Frigga Haugs für wegweisend.27 Ich habe die Hoffnung, dass – trotz allem – immer mehr


Menschen sich gegenseitig im Alltag mit Würde behandeln – sofern sie begriffen haben, um was es wirklich geht. Oder um es mit Vaclav Havel zusammenzufassen:


„Hoffnung ist eben nicht Optimismus. Es ist nicht die Überzeugung, dass etwas gut ausgeht, sondern die Gewissheit, dass etwas Sinn hat – ohne Rücksicht darauf, wie es ausgeht.“28


Dem ist nichts hinzuzufügen, außer dem persönlichen und politischen Handeln! Wir sollten uns gegenseitig damit anstecken!


Wangen im (West-)Allgäu, Mai 2023





3 In diesem Buch wird ausschließlich auf die erste Gegenfeuer-Ausgabe des UVK/Konstanz, 1998 Bezug genommen.


4 Bei dem positiven Potenzial der europäischen Zivilisation geht es um einen wichtigen Beitrag zur weltweiten Zivilisation (und dem, was im Kern mit „Menschlichkeit“ gemeint ist) nicht um Führung. Dazu gehören die sich gegenseitig befruchtenden Denkschulen des Liberalismus und des Marxismus, nicht aber die starke Tendenz zu ausgrenzenden „Null-und-Eins-Denken“. So setzen „liberal“ denkende Menschen die Marxsche Kapitalismus-Analyse häufig automatisch mit Planwirtschaft und Real-Sozialismus (als einzig mögliche Konsequenz) gleich. Viele „links“ Denkende glauben, dass alle „Liberalen“ bewusst die negativen Folgen des Kapitalismus wollen und sprechen ihnen implizit oder explizit jede gute Absicht ab.


5 Dies passt zu Bassam Tibis Widmung für Max Horkheimer in dem Buch „Europa ohne Identität“: „Zum Andenken an meinen verehrten jüdischen Lehrer Max Horkheimer, in dessen philosophischen Seminaren und durch dessen Schriften ich als arabischer Muslim gelernt habe, mich gegenüber Europa – wie er es lehrte – »kritisch zu verhalten und es dennoch zu bewundern, zu seinen Ideen zu stehen, sie gegen den Faschismus Hitlerscher, Stalinscher oder anderer Varianz« – also auch gegen den Fundamentalismus, wie ich hinzufüge – »zu verteidigen«. Von Max Horkheimer habe ich gelernt, keiner europäischen Rhetorik Glauben zu schenken, vielmehr die Ideen Europas an »ihrem eigenen Begriff zu messen«, nicht aber an den Beteuerungen europäischer Politiker und Ideologen.“ (1998. München: C. Bertelsmann, S. 5).


6 Ich unterscheide zwischen „seriösen“ (Neo-)Liberalen (deren wirtschaftstheoretische Ansichten ich nicht teile, aber mit denen ich zumindest auf Basis gemeinsamer Grundwerte (z.B. Menschenrechte) prinzipiell sachlich diskutieren kann oder könnte) und „unseriösen“ (Neo-)Liberalen, die schlicht und einfach konservativ-hierarchisches, elitäres Denken mit einem „liberalen Mäntelchen“ bedecken und „Liberalismus“ als ökonomisches oder politisches Machtmittel einsetzen. Zu ersteren zählte ich Horst Köhler als IWF-Chef im Gegensatz zu der Politik seiner Vorgänger, die auch von einflussreichen Neoliberalen, wie Milton Friedman und Jeffrey Sachs, scharf kritisiert wurde (vgl. „Artikel 28“ in diesem Buch).


7 Bei der Übersetzung von Begriffen in andere Sprachen gilt es sehr sensibel vorzugehen. So haben die Begriffe „Liberalismus“ und „Liberale“ – direkt übersetzt – im amerikanischen Diskurs andere Bedeutungen, als im deutsch-sprachigen Diskurs. Eine deutliche Erläuterung oder gar ein „Anmerkungs-Apparat“ ist bei solchen Übersetzungen wichtig, worauf z.B. Wolfgang Fritz Haug hinsichtlich der Übersetzung marxistischer Begriffe ins Englische hinweist. Die in Teilen sehr ungenaue (aber „bisher beste“) englische Kapital1-Übersetzung von Ben Fowkes aus dem Jahr 1976 diente als Grundlage der englischen Kapital-Einführung von David Harvey und wurde dann ins Deutsche rückübersetzt. Die ungenau übersetzten Marx-Begriffe wurden somit in Englisch unzulänglich kommentiert. Diese englischen Kommentare wurden wiederum ins Deutsche übersetzt, um die Marx-Begriffe im deutschen Original zu erklären! Den Gedankengängen und der scharfen Analyse von Marx, der „um jedes Wort gerungen hat“(Haug), wird man so nicht gerecht (vgl.: Haug, Wolfgang Fritz 2013: Das »Kapital« lesen aber wie? Hamburg: Argument).


8 Kurz: G-W-G´. „Geld – Ware – mehr Geld“. Dies ist in der Praxis mit vielfältigsten intersektionalen Machtstrukturen verwoben. Im globalen Konkurrenzkampf um die billigsten Produktionsbedingungen bedeutet die Formel im Umkehrschluss unter anderem: Entlassungen für die einen, Mehrarbeit ohne Lohnausgleich für die anderen, Streichung von Feiertagen, Überstunden, mehrere Jobs, mehr Stress, uswusf.


9 „Hinter der Idee des kollektiven Intellektuellen steckt die Einsicht, dass kein noch so gebildeter singulärer Intellektueller über die Kompetenz verfügt, zu allen denkbaren Fragen und Themen kompetent Stellung zu beziehen. Die Rolle des kollektiven Intellektuellen beruht vielmehr auf dem Prinzip der Vernetzung von Wissenschaftlern, Autoren, Künstlern etc., wobei jede und jeder seine besondere, begrenzte Expertise dann einbringt, wenn sie betreffend einer spezifischen gesellschaftlichen Frage nutzbringend eingesetzt werden kann.“ Pierre Bourdieu – der kollektive Intellektuelle. In: ZU-Daily 18.10.2019; https://www.zu-daily.de/daily/tiefenbohrung/2019/10-18_schultheis-der-kollektive-intellektuelle.php; 03.05.2023.


10 Vgl.: Tobias Kröll: Das marktzentrierte Weltbild und seine Auswirkungen. In: Oxiblog, 16.09.2021; https://oxiblog.de/authors/tobias-kroell/; 05.05.2023. Dies ist ein Auszug aus: „Chancen für Alle im Raubtierkäfig?“ (in diesem Buch).


11 »Politik ist entpolitisiert«. Der französische Soziologe Pierre Bourdieu über die Schwächen, Illusionen und Chancen der weltweiten Protestbewegung. In DER SPIEGEL 29/2001; https://www.spiegel.de/politik/politik-ist-entpolitisiert-a-45e22412-0002-0001-0000-000019646181; 05.05.2023.


12 Obendrein erinnerte er anlässlich der sich anbahnenden „geistig-moralischen Wende“ an die dringend notwendige internationale Zusammenarbeit für Klima- und Artenschutz.


13 Siehe dazu der Text Mercato-Zentrismus: „Chancen für Alle im Raubtierkäfig“.


14 So das Motto der Zapatistas im mexikanischen Chiapas.


15 In seinem Werk „Sozialer Sinn“ setzt sich Bourdieu in einem Kapitel kritisch mit dem Ökonomen Paul Samuelson und dessen Sichtweise auseinander. Solche vorgeblichen „Beobachter“ des wirtschaftlichen Geschehens nehmen massiv Einfluss auf die Wirklichkeit. Samuelson nahm in dieser Hinsicht auch kein Blatt vor den Mund. Der Autor des lange Jahre einflussreichsten ökonomischen Lehrbuchs der Welt schrieb in einem Vorwort, dass es ihm egal, ist, wer in einem Land die Gesetze macht, so lange er die Wirtschaftslehrbücher schreiben könne („I don’t care who writes a nation’s laws … if I can write its economics textbooks.“ – Paul Samuelson); https://econdump.wordpress.com/2011/12/16/i-dont-care-who-writes-a-nations-laws-if-i-can-write-its-economicstextbooks-paul-samuelson/; 05.05.2023.


16 https://www.huffpost.com/entry/thich-nhat-hanh-paris-climate-agreement_n_56a24b7ae4b076aadcc64321; 21.05.2023.


17 Es gab neben Daniel Ortega auch viele Menschen wie Giocconda Belli, Sergio Ramirez oder Ernesto Cardenal.


18 Giersch, H. (1991). Ordnungspolitische Aufgaben in Ost und West. Bad Homburg: Frankfurter Institut für wirtschaftspolitische Forschung, S. 18.


19 Weiss, Ulrich 2007: Mehr Mut zu Freiheit und Markt. 25 Jahre Stiftung Marktwirtschaft und Kronberger Kreis. Berlin: Bloch&Co, S. 52.


20 Letztlich spiegelt auch das Einstimmigkeits-Prinzip in der EU den (unbewussten) Glauben an eine unilineare geschichtliche Entwicklung „zum Besseren“. Dass in EU-Ländern demokratiefeindliche Regierungen demokratisch gewählt werden könnten, die dann wichtige Maßnahmen mittels Veto blockieren können, kam offensichtlich niemandem in den Sinn.


21 Gegen eine Ökosteuer an sich habe ich nichts einzuwenden, finde es jedoch fragwürdig, wenn die Einnahmen fest für eine Rentenreform verplant werden, wenn das Ziel doch sein müsste, möglichst wenig Ökosteuer-Einnahmen zu haben und dafür das Verhalten zu ändern. Auch Soziales muss berücksichtigt werden: Die Verteilungsfrage des ökologischen Fußabdrucks hinsichtlich Reichen und Superreichen wird von Boris Palmer übergangen. Für (Super-)Reiche wird es zudem attraktiver, wenn etwas teurer wird: „Seht her, ich kann mir das leisten!“. Siehe dazu auch: Sighard Neckel: Zerstörerischer Reichtum. Wie eine globale Verschmutzungselite das Klima ruiniert. In: Blätter für deutsche und internationale Politik 4/2023, S. 47–56.


22 Vgl. dazu das Adorno-Kapitel in: Willem van Reijen; Philosophie als Kritik. Einführung in die Kritische Theorie. Athenäum Taschenbuch.


23 „Adults keep saying: ‚We owe it to the young people to give them hope.‘ But I don’t want your hope. I don’t want you tobe hopeful. I want you to panic. I want you to feel the fear I feel every day. And then I want you to act. I want you to act as you would in a crisis. I want you to act as ifour house is on fire. Because it is.“ Greta Thunberg: „Our house is on fire“, Rede am 25. Januar 2019 beim WEF in Davos, https://www.theguardian.com/environment/2019/jan/25/our-houseis-on-fire-greta-thunberg16-urges-leaders-to-act-on-climate; 03.05.2023.


24 Hans A. Pestalozzi nennt „Betroffenheit“ als nötigen Handlungsimpuls: „Nur Betroffenheit führt zu einem anderen Bewusstsein. Und nur das andere Bewusstsein führt zu einem anderen Verhalten.“ (Auf die Bäume ihr Affen, Bern: Zytglogge, S. 8).


25 Douglas Adams 2017: Das Restaurant am Ende des Universums, Zürich/Berlin: Kein und Aber, 3. Auflage 2019, S. 267.


26 Viktor Frankl weist (unter anderem in seinem Buch „Und trotzdem ja zum Leben sagen“) darauf hin, dass es im Grunde nur zwei Arten von Menschen gäbe: die Anständigen und die Unanständigen und diese fänden sich in jeder Gruppe und in jeder Partei. Mit der Philosophie des Interseins Thich Nhat Hanhs könnte man hinzufügen, dass die beiden Gegensätze als handlungs-ermöglichendes Potenzial in verschiedener Bandbreite in jedem Mensch angelegt sind.


27 Haug, Frigga 2022: Die Vier-in-einem-Perspektive. Politik von Frauen für eine neue Linke. Hamburg: das Argument. Für eine Diskussion über wirkliche und „vernünftige“ Alternativen zum Mainstream-Denken der Ökonomie ist unter anderem die Webseite www.oxiblog.de von Bedeutung. Für einen grundlegenden Paradigmenwechsel in Theorie und Praxis und eine Abkehr von der „Tausch-Logik“ steht der Ansatz der „Ecommony“ von Friederike Habermann (2016): Ecommony. UmCARE zum Miteinander. Sulzbach am Taunus: Ulrike Helmer Verlag. Zum freien Download: https://keimform.de/wp-content/uploads/2016/06/Habermann_Ecommony.pdf


28 Fernverhör: Ein Gespräch mit Karel Hvízdala. Václav Havel. 1990 (1987). Reinbek bei Hamburg: Rowohlt, S. 220




„Für eine Ökonomie, die auch der Ökologie nützt“


Leserbriefstreit Palmer – Kröll („et al.“), Januar 2000, Schwäbisches Tagblatt Tübingen


Im Januar 2000 entwickelte sich auf der Leserbriefseite des Tübinger Schwäbischen Tagblatts ein Disput zwischen Boris Palmer und mir mit einigen anderen Beteiligten. Für mich war es das erste Mal, dass ich mich mit der Ökonomie-Kritik an eine etwas größere Öffentlichkeit wagte. Dabei baute ich auf Pierre Bourdieus Anregungen aus Gegenfeuer auf.


Am 30. Dezember 1999 war ein Leserbrief Boris Palmers im Schwäbischen Tagblatt erschienen. Palmer war seinerzeit Sprecher der Grünen Hochschulgruppe. Es ging um die Verwüstungen des „Weihnachts-Orkans“ Lothar, den Klimawandel und „umweltpolitische Forderungen nach dem Weihnachts-Orkan“. Anfangs gab es mehrere Beteiligte. Dann spitze es sich auf eine Auseinandersetzung zwischen Palmer und mir zu, als Streit „um eine Ökonomie, die auch der Ökologie nützt“, wie es das Tagblatt formulierte. In seinem letzten Leserbrief sieht sich Palmer „linker Diffamierung“ verschiedenster Personen ausgesetzt. Das Kernthema „Ökologie und Klimaschutz“ sei darüber aus dem Fokus geraten.


Unter der Überschrift »Höherer Preis für Öl« schreibt Palmer in seinem ersten Leserbrief nach einer kurzen Einleitung:


Öko-Alarmismus ist zwar nicht in Mode, aber die Hinweise auf anthropogene Ursachen der zunehmenden Anzahl von Umweltkatastrophen mehren sich so stark, dass die Versicherungsgesellschaften bereits ihre Prämien an höheren Schadenserwartungen ausrichten. Der letzte „Jahrhundertsturm“ Wiebke ist gerade mal zehn Jahre her. Die Jahrhunderte werden immer kürzer.


Sicher, das wird unsere hochtechnisierte Gesellschaft kompensieren können. Den Dächern wird man den Schaden nicht so lange ansehen wie den Wäldern und der ölverschmierten Atlantikküste. Die Mehrheit der deutschen Öffentlichkeit beschäftigt sich folglich mit Tipps für Versicherungsfälle und kurzfristiger Symptomdokterei: Der Wetterdienst in Offenbach soll Schuld sein. Dabei warnen die Meteorologen seit langem vor einer Zunahme der Intensität von Stürmen durch die Erderwärmung.


Es gibt auch andere Zeichen zum gefeierten Jahrtausendwechsel: Der honorige Club of Rome fordert einen Benzinpreis von fünf Mark; immerhin zwei Mark wird die teuerste Sorte dank OPEC und Ökosteuer nach dem 1. Januar 2000 kosten. Populär ist das nicht. Aber Ausdruck einer auf lange Sicht konzipierten Politik, die Ursachen und nicht Symptome bekämpft. Nur ein höherer Preis für Öl, Kohle und Gas wird die Nachfrage nach den Energieträgern dämpfen, deren Verbrennung für die Veränderung des Weltklimas verantwortlich ist.


Wäre es am Beginn des 21. Jahrhunderts nicht an der Zeit, diesen einfachen Zusammenhang zu akzeptieren?


Boris Palmer


Prinzipiell stimmte ich Boris Palmers Absicht zu, nicht nur an Symptomen „herumzudoktern“. Seine Fixierung auf Marktmechanismen und den Benzinpreis schien mir jedoch zu kurz gegriffen. Mein erster Leserbrief wurde am 7. Januar veröffentlicht:


»Die Ursachen liegen tiefer«


Es ist löblich, dass Boris Palmer darauf hinweist, dass Naturkatastrophen ihre Ursache zu einem Teil im menschlichen Wirtschaften haben. Unverständlich ist mir allerdings, dass er einen Benzinpreis von zwei Mark als Ausdruck einer auf lange Sicht konzipierten Politik bezeichnet, die Ursachen und nicht Symptome bekämpft. Damit bezeichnet er die Koalition von rot-grüner „Symptomdoktorei“ und der profitgierigen Trittbrettfahrerei der Ölkonzerne mit dem falschen Label. Öko-Steuern sind ein Markteingriff, der über staatlich beeinflusste höhere Preise indirekt ein anderes Verhalten am Markt bewirken soll. Gegen Markteingriffe habe ich gar nichts einzuwenden. Selbst der Urvater der Freie-Markt-Ideologie, Adam Smith, forderte eine Reihe von Staatseingriffen, von der Regulierung von Bankgeschäften und Steuern bis zur Kontrolle der Freiheit von „Geld-, Handels- und Industriekapitalisten“. Smith kommt zwar zu dem Schluss, dass der freie Markt zum bestmöglichen gesellschaftlichen Ergebnis führt, allerdings unter den Grundbedingungen der eben genannten Kontrolle von Großkapitalisten, eines staatlich finanzierten Bildungswesens sowie dem Einhalten liberaler Werte durch alle MarktteilnehmerInnen! Selbst viele Anhänger der heute vorherrschenden neoklassischen Wirtschaftstheorie halten Markteingriffe zum Zwecke des Umweltschutzes für nötig.


Wenn schon Markteingriffe, warum dann so indirekt, wenn das angestrebte Ergebnis (Umstieg auf andere Verkehrsmittel und alternative Energieträger) doch klar ist? Würde man zum Beispiel die Verbrauchswerte neuer Autos gesetzlich begrenzen, würde in der Palmer’schen Argumentationslinie das angestrebte Ergebnis wesentlich schneller erreicht werden. Doch damit würde im Gegensatz zum höheren Benzinpreis auch die Freiheit der Daimler-FahrerInnen eingeschränkt werden. Im grünen Wahlprogramm dagegen steht, dass unser Wirtschafts- und Lebensstil „sozialverträglich“ sein soll. Wirtschaft und Gesellschaft sollen auch nicht „im Sinne neoliberaler Ideologie“ den blinden Marktkräften überlassen werden. Mit dem Mittel indirekter Markteingriffe über höhere allgemeine Steuern wird die Sozialverträglichkeit sicher nicht erreicht. Wohlhabende haben so die Wahl, entweder die Umwelt weiter zu verschmutzen oder auf alternative Verkehrsmittel umzusteigen, weil sie sich beides leisten können. Die weniger Wohlhabenden werden durch diese halbherzige Politik in ihrem Lebensstandard weiter eingeschränkt, ohne im täglichen Leben positive Gegenleistungen zu spüren. Das Ergebnis: Viele Menschen werden diese Pseudo-Öko-Politik mit Umweltschutzpolitik allgemein gleichsetzen, wie es auch Palmer tut, wodurch in ihren Augen möglicherweise das ganze Projekt „ökologischsozialer Umbau“ disqualifiziert wird. Die Ursachen liegen tiefer, Palmer!


Tobias Kröll


In seinem Leserbrief vom 10. Januar geht Boris Palmer nur mit einer kurzen Passage auf meine Argumente ein:


Sozial sein heißt im 21. Jahrhundert, den Rest der Welt und die Kinder der Zukunft am Wohlstand teilhaben lassen! Das kann nur gelingen, wenn die westlichen Industriestaaten ihren Verbrauch radikal reduzieren. Von staatlicher Regulierung und Rationierung, wie sie Tobias Kröll vorschlägt, halte ich nichts. Viel intelligenter ist es, die Rationalisierungspotenziale und den Erfindergeist durch Marktkräfte zu wecken, das heißt, den Verbrauch von Umwelt schrittweise zu verteuern: die Idee der Ökosteuer.


So sehr ich Palmers erstem Satz in dieser Passage zustimmte, so merkwürdig fand ich seine Fixierung auf Marktkräfte (heute würde ich noch auf die Klimaschäden durch Superreiche und die „Verteilungsfrage“ bei klimaschädlichem Verhalten hinweisen). In meinem folgenden Leserbrief bezog ich mich erstmals auf Pierre Bourdieu. Das Schwäbische Tagblatt schrieb dazu: „Nächste Runde im Disput Palmer versus Kröll um eine Ökonomie, die auch der Ökologie nützt (Leserbriefe vom 7. und 10. Januar)“.


Unter der Überschrift „Wie Bourdieu sagt“ erschien mein Leserbrief am 13. Januar 2000:


„Es ist unendlich viel einfacher, für oder gegen eine Idee, einen Wert, eine Person, Institution oder Situation Stellung zu beziehen, als das zu analysieren, was sich in Wahrheit in seiner ganzen Komplexität dahinter verbirgt.“ (Pierre Bourdieu) Die Welt ist komplex und besteht eben nicht einfach aus Schwarz oder Weiß, Markt oder Staat. Ich habe meine Forderung nach staatlicher Regulierung mit dem Urvater der „Freie-Markt-Ideologie“, Adam Smith, begründet. Dieser warnte vor der Selbstsucht der Geld-, Handels- und Industriekapitalisten.


Die von Palmer genannte Idee der Öko-Steuer wurde 1983 vom Schweizer Ökonom Hans-Christoph Binswanger entwickelt. Ich bin kein Ökonom und bemühe mich, keine Aussagen zu treffen, die ich nicht belegen kann. Binswanger dürfte jedoch Palmers Aussage, es sei am intelligentesten, möglichst den reinen Marktkräften zu vertrauen, zumindest kritisch gegenüberstehen. Binswanger kritisierte — ebenso wie Bourdieu — einen der wichtigsten Väter der heute vorherrschenden „neoklassischen Wirtschaftstheorien“, Léon Walras. Dieser leistete einen enormen Beitrag dazu, Wirtschaft und Gesellschaft in mathematische Formeln zu pressen.


Genau darin liegt nach Ansicht Bourdieus eines der Hauptprobleme. Die Macht wissenschaftlicher Autorität wirkt, verkleidet in mathematische Formeln, bis ins Bewusstsein der Menschen. Die Ideologie der freien Märkte kommt so unter dem Deckmantel reiner Vernunft daher und verunglimpft vernünftiges Denken als irrational. In schöne Worte gewandet präsentiert sich diese oft als „neoliberal“ bezeichnete Ideologie als Befreiungsbotschaft: Freiheit, Befreiung, Deregulierung. […] Dagegen erscheinen sinnvolle Maßnahmen zur Eindämmung des Rechts der Stärkeren als Einschränkung der Freiheit aller Menschen. Meine Vorschläge bezeichnet Palmer mit den negativ besetzten Wörtern „staatliche Regulierung“ und „Rationierung“. Die Marktkräfte stellt er als „intelligenter“ dar. Damit begibt er sich in die Nähe neoliberaler Ideologen, deren Macht nicht auf Argumenten, sondern auf einer Kette von Autoritäten beruht. […] Auf Palmers reinen Märkten wird sich so schnell nicht die ökologisch intelligenteste Lösung durchsetzen. Ich verstehe mich nicht so gut auf Rechenspielchen, in denen ich Palmer sowieso haushoch unterlegen wäre.29 Ich denke dagegen, es ist wichtig, wie Bourdieu sagt, wissenschaftliche Arbeit zu leisten, um die „neoliberalen Mythen“ zu entlarven und damit dann in der Praxis soziale Bewegungen zu unterstützen. […]


Tobias Kröll


Boris Palmer fühlte sich in der Folge „linker Diffamierung“ ausgesetzt (wobei meine Leserbriefe eher eine Nebenrolle spielen), rollt den gesamten Schlagabtausch aus seiner Sicht in seinem Leserbrief vom 20. Januar 2000 noch einmal von vorne auf und wirft mir darin vor, den „Grundsatzstreit über Eingriffe in den Markt“ zu kurz abzuhandeln. Das Schwäbische Tagblatt schreibt zur Einleitung: Orkane, Kriege, Ökosteuern. Fortsetzung einer Leser-Debatte.


»Nur Diffamierung«


Im Anfang waren Lothar und die Ökosteuer – dann kamen die PDS und ihre Leserbriefe. Von meinen Fragen nach den Ursachen des Orkans und einer Antwort auf den Klimawandel war rasch nicht mehr viel zu lesen. Stattdessen bewies die TÜL/PDS30 ihr instrumentelles Verhältnis zum Kosovokrieg. Bernhard Strasdeit befand, die „große Umweltkatastrophe“ des Jahres 1999 „fand nicht im Bästenhardter Wald, sondern dank deutscher Beteiligung in Jugoslawien statt“. Strasdeits Versuch, grüne Umweltpolitik mit dem Hinweis auf den Kosovo unglaubwürdig zu machen, wies ich mit dem Satz zurück, der Kosovokrieg eigne sich nicht als Moralkeule.


Das gilt erst recht für Anton Brenner, der das Feindbild ausgetauscht hat, seit er im Gemeinderat sitzt. Dort gibt es keine Grünen, sondern die AL. Deren mehrfach dokumentierte Ablehnung des Kosovokrieges denunziert Brenner listig durch die Frage, ob dies eine „Taktik“ der AL war, „um ihre Gemeinde von der TÜL/PDS zu schützen“. Um den Krieg geht es nicht, nur um Diffamierung.


Das scheint Timon Haidlinger nicht bemerkt zu haben, der behauptet, es sei meine „Schiene“ gewiesen, den Kosovokrieg als Moralkeule zu benutzen. Das ist falsch, denn ich habe Gegnern des Kosovokrieges niemals moralische Vorwürfe gemacht, sondern stets betont, dass die pazifistische Position so moralisch begründet werden konnte wie die interventionistische. Die Argumente für den Versuch, das Gemetzel im Kosovo militärisch zu beenden, erschienen mir stärker.


Tobias Kröll schlug statt der Ökosteuer vor, den Benzinverbrauch der Autos gesetzlich zu begrenzen, damit auch „die Reichen“ sich einschränken müssen. Den Grundsatzstreit über Eingriffe in den Markt kann man nicht so kurz abhandeln. Verbote und Gebote sind notwendig: Ein Markt, in dem Stehlen erlaubt ist, funktioniert nicht. Es ist aber sinnlos, durch billiges Benzin einen Anreiz zum Vielfahren zu geben, und dann durch Verbote und Rationierung (Höchstverbrauch, Kilometergrenze, Mindestbesetzung et cetera) gegenhalten zu wollen, Verfassungsrechtlich sind solche Maßnahmen ohnehin indiskutabel.


Im Anfang waren Lothar und die Ökosteuer: Sepp Wais zeigt sich im ÜBRIGENS31 wie ich von den Orkanschäden schockiert und schreibt dennoch von einem „rot-grünen Ökosteuer-Alibi“. Ich will auch mehr als sechs Pfennig, aber durch das Gekrittel an der Ökosteuer, die immerhin ein Volumen von 35 Milliarden Mark im Jahr hat, wird deren Zustimmungsrate nicht größer. Sepp Wais hat nach dem Orkan Lothar „nichts davon gehört“, dass die Ökosteuer schneller erhöht werden soll. Das liegt daran, wie die Medien hören. Eine Reihe von Roten und Grünen hat genau dies gefordert, darunter die umweltpolitische Sprecherin der SPD, Ulrike Mehl.


Boris Palmer


Am 25. Januar erscheint mein abschließender Leserbrief unter der Einleitung „Noch mal contra für Boris Palmer von Tobias Kröll: Jetzt ist’s aber auch gut mit der Privatfehde um eine Ökonomie, die auch der Ökologie nutzt“.


»Auf diesem Niveau sinnlos«


Am 30. Dezember schrieb Boris Palmer, dass teureres Benzin Ausdruck einer auf lange Sicht konzipierten Politik ist, welche die Ursachen globaler Umweltprobleme und nicht Symptome bekämpft. Ich forderte mehr Weitsicht und mehr politische Gestaltung. Dabei berief ich mich auf den „Freie-Markt-Erfinder“ Adam Smith. Am 10. Januar schrieb Palmer, dass er von staatlicher Regulierung wie ich sie vorschlage nichts hält. „Intelligenter“ sei es, die Marktkräfte zu aktivieren. Damit lehnt er wichtige Grundgedanken von Adam Smith ab und widerspricht dem grünen Wahlprogramm. „Politik muss ihre Steuerungsfähigkeit gegenüber einer entfesselten Ökonomie zurückbekommen“ (S. 133). Da Palmer Marktkräfte für intelligenter hält als staatliche Gestaltung, sich aber auf keine wirtschaftswissenschaftlichen Quellen beruft (Leserbrief vom 10. Januar), stellt er sich an die Seite neoliberaler Ideologen. Ich forderte, die Probleme tiefer anzupacken. Die vorherrschende Wirtschaftswissenschaft unterstellt die Möglichkeit unbegrenzten Wachstums. Hermann E. Daly (Umwelt-Chefökonom der Weltbank von 1988 bis 1994) plädiert für eine Ökonomie, für die das Fehlen von Wachstum kein Desaster ist („Die Zeit“ 42/95). Er war Schüler von Georgescu-Roegen, der mit Hilfe der physikalischen Gesetze der Thermodynamik das wirtschafts-„wissenschaftliche“ Dogma unbegrenzten Wachstums kritisierte („Die Zeit“ 9/93). Ebenso argumentiert Thilo Bode von Greenpeace International/ Amsterdam: „Bemerkenswert ist, mit welcher Unverfrorenheit eine Wissenschaft, die sich ohnehin nicht gerade durch Messbarkeit und allgemeine Gültigkeit von Ergebnissen auszeichnet, physikalische Grundgesetze, wie die Gesetze der Thermodynamik, schlichtweg negiert.“ Abgeschwächt ist dies auch im grünen Wahlprogramm zu finden: „Die alleinige Orientierung der Wirtschaftspolitik auf Wirtschaftswachstum wird aufgegeben“ (S. 41). Ich forderte, Probleme an ihren Wurzeln zu packen: bei der wissenschaftlichen Legitimation des Kapitalismus. Was nützt nationale Umweltpolitik, wenn vermeintliche Experten in Medien und internationalen Gremien weiter Wachstum fordern? Experten dieser Art werden auch in Tübingen ausgebildet! Palmer ignoriert meine Forderungen nach grundlegender konstruktiver Kritik. In seinem Leserbrief vom 20. Januar wirft er mir schließlich vor, ich würde den Grundsatz-Streit über Eingriffe in den Markt zu kurz abhandeln. Eine politische Auseinandersetzung auf diesem Niveau halte ich für sinnlos.
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